
lagerte sich der Schwerpunkt i m m e r mehr auf die Frage einer 
allgemeinen Besoldungserhöhung, u n d zwar sowohl bei den 
Personal- u n d Behördenvertretern, die die Erhöhung forderten, 
als auch bei der ICSC und dem 5.Hauptausschuß, die der Erhö­
hung weitgehend negativ gegenüberstanden. Die Reformbereit­
schaft ließ proportional dazu nach, u n d andere notwendige Re­
formen wurden auf den zweiten Platz verwiesen. 
Für viele ist das wichtigste Ergebnis der Gesamtüberprüfung, 
daß die fünfzehnjährige Stagnation i n den UN-Gehältern 
durchbrochen werden konnte. Es ist aber k a u m damit zu rech­
nen, daß das nur ein Anfangsschritt war, u m - wie von den Ge­
neralsekretären und -direktoren gefordert - die Besoldung wie­
der wettbewerbsfähig zu machen. I n diesem Jahr werden die 
ICSC u n d der Pensionsrat die restlichen Fragen behandeln, oh­
ne daß dabei weitere Verbesserungen zu erwarten sind. Die Fra­
gen nach der Abkoppelung der Wohnungskosten und der Pen-
sionsbemessungsgrundlage werden wieder Kontroversen her­
vorrufen. Die Besoldung des höheren Dienstes der Weltorgani­
sation w i r d deshalb auch künftig auf der Tagesordnung der U N -
Generalversammlung stehen. Ob den Staaten - ob aus Ost oder 
West, aus Nord oder Süd - tatsächlich an einem von i h r e m un­
mittelbaren Einfluß freien, unabhängigen internationalen öf­
fentl ichen Dienst gelegen ist, muß auch auf Grund der skizzier­
ten E n t w i c k l u n g bezweifelt werden. 

1 Die I C S C (International C i v i l Service Commission) ist ein fünfzehnköpfiges 
Sachverständigengremium, dessen Mitglieder von der Generalversammlung 
bestellt werden. 

2 Als höherer Dienst werden in dieser Abhandlung die 'Professional and higher 
categories' (Ränge: P- l bis P-5, D - l und D-2, Beigeordneter Generalsekretär 
(ASG) und Untergeneralsekretär (USG)) bezeichnet, denen derzeit im gesam­
ten UN-System (mit Ausnahme des I M F und der Weltbankgruppe) 18 440 Be­
dienstete angehören. Die 32 196 Angehörigen des allgemeinen Dienstes (Ge­
neral Service category) werden als Ortskräfte nach den örtlich besten Bedin­
gungen bezahlt. 

3 Die F I C S A (Federation of International C i v i l Servants' Associations) vertritt 
zirka 30 000 Bedienstete hauptsächlich in den Sonderorganisationen. Vor Jah­
ren hat sich der C C I S U A (Co-ordmating Committee for Independent Staff U n i ­
ons and Associations) abgespalten. Dieser Dachverband vertritt rund 
20 000 Bedienstete einschließlich des Personals der eigentlichen U N , also der 
Hauptorganisation. 

4 In ihrem 14Jahresbericht, U N - D o k u m e n t A/43/30. 
5 Benannt nach dem Vorsitzenden einer Studienkommission, Georges Noble-' 

maire, die 1920/21 die Grundsätze der Besoldungspolitik des Völkerbundes er­
arbeitete. 

6 Consultative Committee on Administrative Questions. 
7 A/43/30. 
8 Administrative Committee on Co-ordination. Der A C C umspannt das UN-Sy­

stem und tagt unter Vorsitz des Generalsekretärs der Vereinten Nationen. 
9 Das U S - A m t für Arbeitsstatistik führt jährlich in den U S A landesweite Ge­

haltsvergleiche durch, die unabhängigen Gutachtern als Grundlage für eine 
Empfehlung an den Präsidenten über die notwendige Besoldungserhöhung die­
nen. Seit 1978 liegen die Besoldungserhöhungen deutlich unter den Empfeh­
lungen der Gutachter, wodurch sich ein erheblicher Rückstand aufgebaut hat. 

10 A/44/30. 
11 A/44/9. Der UNJSPB (United Nations Joint Staff Pension Board) besteht aus 

33 Mitgliedern, von denen jeweils 11 die Mitgliedstaaten, die Organisationen 
des Verbandes der Vereinten Nationen und die Beitragszahler vertreten. 

Drogenbekämpfung internationale 
Gemeinschaftsaufgabe 

Rede des Bundesinnenministers vor der 17.UN-Sondergeneralversammlung 
(20.Februar 1990) 

W O L F G A N G SCHÄUBLE 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Justizminister von Ir­
land hat bereits die gemeinsame Position der Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Gemeinschaft vorgetragen. Ich möchte seine Ausführungen in 
einigen Punkten aus der Sicht der Bundesrepublik Deutschland ergän­
zen. Dabei erfüllt es uns, Herr Präsident, mit Befriedigung, daß in ihrer 
Person ein hervorragender Vertreter Afrikas die Geschäfte dieser Sonder­
generalversammlung leitet. Ich bin zuversichtlich, daß diese Tagung, 
die einem der dringlichsten Probleme unserer Zeit gewidmet ist, unter 
ihrem bewährten Vorsitz zu einem guten Ergebnis führen wird. 
Die Bundesrepublik Deutschland begrüßt es, daß die Vereinten Natio­
nen mit dieser Sondergeneralversammlung vor der Weltöffentlichkeit 
erneut ihre Entschlossenheit zur Ächtung des Drogenmißbrauchs be­
kunden. Darum nämlich muß es uns allen gehen. Drogen zu ächten, 
wie wir zuvor Folter und Sklaverei geächtet haben. 
Während der vergangenen Jahre wurden auf nationaler wie auf interna­
tionaler Ebene vielfältige Maßnahmen zur Bekämpfung des ständig 
wachsenden Drogenproblems ergriffen. Aber diese Maßnahmen haben 
niemals den Charakter einer koordinierten weltweiten Bekämpfungs­
strategie erreicht. Jetzt gibt es erstmals Anzeichen dafür, daß die ernst­
liche Bereitschaft besteht, diesen Schritt zu tun. Er ist auch zwingend 
notwendig. Wir müssen die Menschheit vor der Selbstzerstörung durch 
das Rauschgift bewahren. 
Der Gesamtumsatz des illegalen Drogenhandels wird inzwischen auf 
viele hundert Milliarden Dollar geschätzt. Einer solchen Konzentration 
krimineller Macht kann wirksam nur in enger internationaler Abstim­
mung und Kooperation begegnet werden. Wir haben keine Zeit zu ver­
lieren. Wir müssen diese Sondergeneralversammlung dazu nutzen, um 
auf diesem Weg ein gutes Stück voranzukommen. 
Voraussetzung ist, daß wir nicht erneut die fruchtlose Diskussion über 
die Frage führen, ob die Nachfrage oder das Angebot die entscheidende 
Ursache des Rauschgiftproblems ist. Beide Ursachen sind in ihrer Inter-
dependenz untrennbar miteinander verbunden. Es kommt vielmehr 
darauf an, daß wir uns jetzt auf der Grundlage des Grundkonsenses, den 
wir auf den internationalen Drogenkonferenzen 1987 und 1988 erreicht 

haben, auf konkrete Maßnahmen verständigen, die kurzfristig in An­
griff genommen werden können. . 
Dabei muß eines völlig klar sein: Der Kampf gegen den Mißbrauch von 
Drogen ist eine internationale Gemeinschaftsaufgabe, die nur in ge­
meinsamer Verantwortung aller Staaten bewältigt werden kann. Nicht 
gegen, sondern nur mit den Anbauländern können die Konsumenten­
länder der Rauschgiftlage Herr werden. Es geht sowohl um die Verringe­
rung der Rauschgiftnachfrage durch wirkungsvolle Prävention und ver­
besserte Rehabilitation als auch um die Verringerung des Drogenange­
botes durch Beseitigung der wirtschaftlichen und sozialen Ursachen 
des Drogenanbaus in den Erzeugerländern, durch wirksame Chemika­
lienkontrolle und durch verstärkte Bekämpfung der Drogenkriminali­
tät, insbesondere des Drogenhandels. 
Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ist bereit, in allen die­
sen Bereichen gleichzeitig anzusetzen. Bundeskanzler Dr. Kohl hat den 
Auftrag zur Ausarbeitung eines Nationalen Rauschgiftbekämpfungspla­
nes erteilt. Der Plan soll im Juni dieses Jahres in einer Nationalen Dro­
genkonferenz verabschiedet werden. Er hat das Ziel, alle in der Drogen­
arbeit engagierten staatlichen und nichtstaatlichen Kräfte zusammen­
zufassen, auf gemeinsam festgelegte Ziele auszurichten und neue finan­
zielle, technische und geistige Ressourcen für die Drogenbekämpfung 
zu erschließen. 
Wir sehen es als die wesentlichste Aufgabe unserer nationalen Drogen­
politik an, die Menschen, insbesondere die Jugend, für ein Leben ohne 
Suchtstoffe und Suchtabhängigkeit in freier Selbstbestimmung zu ge­
winnen. Wir werden unsere nationalen Maßnahmen auf diesem Sektor 
deutlich verstärken. Zum Auftakt einer breitangelegten Aufklärungs­
kampagne hat sich erst jüngst das Staatsoberhaupt der Bundesrepublik 
Deutschland, Bundespräsident von Weizsäcker, mit der Forderung, den 
Drogenkonsum in allen seinen Formen zu ächten, an alle Bürger unse­
res Landes gewandt. 
Ein anderes wichtiges Anliegen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland ist es zu verhindern, daß Chemikalien zur illegalen Dro­
genherstellung abgezweigt werden. Zu diesem Zweck sind in unserem 
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Lande im Wege der Kooperation mit der chemischen und pharmazeuti­
schen Industrie Kontrollmechanismen entwickelt worden, die eine Ent­
deckung illegaler Rauschgiftlabore ermöglichen und die illegale Ab­
zweigung auch von solchen Substanzen verhindern, die nicht der gesetz­
lichen Kontrolle unterliegen, weil sie als solche nicht psychotrop sind 
und in großen Mengen für legale Zwecke benötigt werden. 
Wir werden dieses System noch dadurch ergänzen, daß wir einzelnen 
Ländern bilaterale Abkommen anbieten, auf Grund derer Ausfuhrge­
nehmigungen für Chemikalien, die zur Rauschgiftherstellung verwen­
det werden können, nur erteilt werden, wenn das Empfängerland die 
Einfuhr gestattet. Außerdem setzen wir uns innerhalb der EG für einen 
einheitlichen Standard der Kontrolle von für die Rauschgiftherstellung 
verwendbaren Chemikalien ein. Die entscheidende Schwachstelle ist 
die gängige Praxis internationaler Brokerfirmen, den Bestimmungsort 
solcher Chemikalien oft erst zu einem Zeitpunkt festzulegen oder zu 
ändern, wenn die Ware das Hoheitsgebiet des Ursprungslandes verlas­
sen hat. Häufig ist auch die Überwachung in den Zielländem unzurei­
chend. Durch Absprachen mit der chemischen und pharmazeutischen 
Industrie und den Brokerorganisationen sowie durch die Entwicklung 
effizienter Überwachungsmodelle und Hilfestellung bei deren Imple­
mentierung könnten die Vereinten Nationen einen wesentlichen Bei­
trag zur Verhinderung illegaler Abzweigungen von Chemikalien zur 
Rauschgiftherstellung leisten. 
Eine wirksame Reduzierung des Angebotes an Rauschgiften erfordert 
neben der Bekämpfung des Drogenhandels eine deutliche Verringerung 
des Anbaus von Rauschgiftpflanzen. Anbau und Vertrieb von Rauschgift 
dürfen nicht länger Existenzgrundlage ganzer Regionen sein. Erforder­
lich sind daher die Substitution der Rauschgiftproduktion sowie umfas­
sende internationale wirtschafts-, handels- und entwicklungspoliti­
sche Maßnahmen, um die wirtschaftliche Abhängigkeit der Anbaulän-
der vom Rauschgiftanbau und -handel zu beseitigen. Für uns ist die 
Rauschgiftbekämpfung einer der Schwerpunkte unserer Entwicklungs­
politik. Allein in diesem Jahr haben wir Erzeugerländern 100 M i l l D M 
zusätzlich für ländliche Entwicklung und Strukturverbesserungsmaß­
nahmen sowie für die Unterstützung von Rauschgiftbekämpfungsbe­
hörden zur Verfügung gestellt. 
Wir sind der Meinung, daß neben den bilateralen Unterstützungsmaß­
nahmen einzelner Staaten auch der gezielte Einsatz von Krediten der 

Weltbank und der regionalen Entwicklungsbanken erforderlich ist. We­
gen der gravierenden ökonomischen und gesellschaftlichen Schäden 
des Rauschgiftmißbrauchs muß die Drogenpolitik auch in handelspoli­
tische Überlegungen einbezogen werden, um durch konkrete Maßnah­
men in den Anbauländern ökonomisch sinnvolle Umstellungen auf Er­
satzanbauprodukte zu fördern. 
Auch die Europäische Gemeinschaft muß ihr wirtschaftliches und poli­
tisches Gewicht in die Drogenbekämpfung einbringen. Wir begrüßen 
daher, daß der Europäische Rat einen Ausschuß von Drogenkoordinato-
ren eingesetzt hat. Wir werden uns in diesem Ausschuß dafür verwen­
den, daß die Gemeinschaft dem Drogenproblem im Rahmen ihrer Zu­
sammenarbeit mit den Entwicklungsländern größere Bedeutung zu­
mißt. 
Dem Fonds der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des Drogenmiß­
brauchs, der anerkanntermaßen über große Erfahrungen bei der Pla­
nung, Abstimmung, Finanzierung und Durchführung von Ersatzanbau­
projekten und Maßnahmen zur Rauschgiftbekämpfung in Asien, Afrika 
und Lateinamerika verfügt, sollten wesentlich mehr Mittel zur Verfü­
gung gestellt werden, damit er seine Aufgaben wirkungsvoller wahrneh­
men kann. Es ist offensichtlich, daß die bisher eingesetzten Mittel dem 
Ausmaß der Bedrohung nicht entsprechen. Wir müssen daher neue We­
ge zur Finanzierung suchen. Eine Lösung könnte darin bestehen, daß al­
le Staaten sich verpflichten, dem Drogenkontrollfonds der Vereinten 
Nationen Beiträge in Höhe der eingezogenen illegalen Drogengewinne 
zur Verfügung zu stellen. Wir werden uns insbesondere dafür einsetzen, 
daß die administrative Leistungsfähigkeit des Drogenkontrollfonds er­
höht wird, damit das -Master'-Plan-Konzept weiterentwickelt werden 
kann. Solche -Master-Pläne stellen ein außerordentlich wichtiges In­
strument für eine sinnvolle und zielgerichtete Projektzusammenarbeit 
in den Anbauregionen dar. 
Neben der Durchführung von Entwicklungsprojekten ist auch eine um­
fassende Beratung der Entwicklungsländer bei der Vorbeugung, Behand­
lung,, Rehabilitation und polizeilichen Bekämpfung des Rauschgift­
mißbrauchs erforderlich. Diese Aufgabe kann sachgerecht durch die Ver­
einten Nationen erfüllt werden. Sie sollten Beratungsteams aus Exper­
ten für diese Problemkreise zusammenstellen und den Entwicklungs­
ländern auf Ersuchen zur Verfügung stellen. 
Die jüngsten Entwicklungen haben gezeigt, daß die Drogenmafia durch 

Eröffnung der 44. Ordentlichen Tagung der Generalversammlung der Vereinten Nationen am 19.September 1989 in New York: die drei Plätze auf 
dem Podium nehmen UN-Generalsekretär Javier Perez de Cuellar, Präsident Joseph Nanven Garba und der auch für Angelegenheiten der Gene­
ralversammlung zuständige UN-Untergeneralsekretär P,onald I. Spiers ein. - Siehe auch S. 60ff. dieser Ausgabe. 
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Gewalt und Korruption imstande ist, ganze Staaten mit ihrem kriminel- rungsstelle eingerichtet wird. Interpol kann auch einen wesentlichen 
len Netz zu überziehen. Dies sollte uns veranlassen, darüber nachzu- Beitrag zur Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit beim 
denken, ob und wie die Vereinten Nationen den vom Drogenterror be- Aufspüren von Drogengewinnen leisten. Hierzu muß das Gewinnab-
drohten Ländern, wenn sie dies wünschen, mit Exekutivkontingenten Schöpfungsreferat des Generalsekretariats ausgebaut werden, 
beistehen können. National haben wir in der Bundesrepublik Deutschland die notwendi-
Prävention und Repression müssen - wenn wir den internationalen gen Schritte zur Umsetzung der Drogenkonvention von 1988 eingelei-
Rauschgifthandel entscheidend eindämmen wollen - Hand in Hand ge- tet. M i t Hilfe verbesserter Gewinnabschöpfungsregelungen und einer 
hen. So wie die Vereinten Nationen dazu berufen sind, alle Regierungen Vermögensstrafe werden wir bald die Möglichkeit haben, Drogenhänd-
zu einer wirksamen Antidrogenpolitik zu verpflichten und dabei zu un- lern ihre finanzielle Basis vollständig zu entziehen. Damit wird auch 
terstützen, so muß die internationale Kriminalpolizeiorganisation In- der Weg zum Abschluß bilateraler Verträge über die Zusammenarbeit 
terpol in die Lage versetzt und beauftragt werden, die Bekämpfung des bei der Abschöpfung illegaler Drogengelder frei, 
internationalen Rauschgifthandels konzeptionell weiterzuentwickeln. 
Dazu muß das Generalsekretariat die Funktion einer weltweiten Koor- Herr Präsident, meine Damen und Herren, jede Generation hat die 
dinierungsstelle erhalten. Seine Regionalbüros in den verschiedenen Pflicht, der folgenden Generation die Welt so zu überlassen, daß die ver­
Kontinenten sollten Modellstrategien für die einzelnen Anbau- und bleibenden Probleme nicht unlösbar sind. Ich glaube, daß wir eine gute 
Transitregionen erarbeiten. Chance haben, das Drogenproblem zu überwinden, wenn wir uns jetzt 
Auch bei der Durchführung grenzüberschreitender Einsätze von Polizei nach Beendigung des Kalten Krieges in den nächsten zehn Jahren mit 
und Zoll zur Rauschgiftbekämpfung hat es sich als nachteilig herausge- Entschlossenheit dem Drogenproblem zuwenden. Dazu müssen wir 
stellt, daß Interpol bisher keine Koordinierungsfunktion hat, sondern auf staatlicher Ebene alle nationalen und internationalen Kräfte einset-
sich auf den Nachrichtenaustausch beschränken muß. Wir werden uns zen. Aber auch jeder einzelne muß daran mitwirken, daß Drogenmiß-
deshalb dafür einsetzen, daß bei Interpol zur Abstimmung und Steue- brauch in dieser und allen künftigen Generationen verhindert und Dro­
ning internationaler Rauschgiftbekämpfungseinsätze eine Koordinie- genhandel und illegaler Drogenproduktion Einhalt geboten wird. 

I n den beiden vergangenen Jahren hat sich die schlechte Zah- 1989 sonst abgegeben haben. Hierbei ist jedoch hervorzuheben, 
lungsmoral einer ganzen Reihe von Staaten gegenüber den Ver- daß die übrigen Sekretariate schon von sich aus zeitgemäße 
einten Nationen u n d ihren Sonderorganisationen fortgesetzt. Budgets vorgeschlagen hatten m i t nominalen Steigerungsraten 
Die Organisationen hatten i n ihren regulären Budgets wieder u m die lOvH u n d realem N u l l - oder sogar Minuswachstum, 
m i t beträchtlichen Beitragsrückständen zu kämpfen. Das hatte Vom FAO-Sekretariat war dagegen trotz eindringlicher Warnun-
Implementierungsverzögerungen oder -stopps i m Programmbe- gen und Appelle zahlreicher Mitgliedstaaten ein Haushalt zur 
reich zur Folge, führte aber auch dazu, daß Fremdgelder i n A n - Entscheidung gestellt worden, der eine nominale Steigerung 
spruch genommen wurden. Die durch die Kreditaufnahmen ver- von mehr als 15vH ausweist, wovon rund 3 Prozentpunkte rea-
ursachten Kosten gehen wiederum zu Lasten der zahlenden les Programmwachstum sind. Wollte man Parallelen ziehen, l ie-
Mitgliedstaaten. ße sich feststellen, daß es solch hohes reales Programmwachs-
Bei den Einnahmen schlägt natürlich das Zahlungsverhalten t u m i m System der Vereinten Nationen das letzte M a l 1983 bei 
der Vereinigten Staaten besonders zu Buche, die nach den Bei- der UNESCO gegeben hat - 1984 haben die USA und ein Jahr 
tragsskalen der Organisationen durchweg 25vH der Pflichtbei- später Großbritannien u n d Singapur die Weltkulturorganisa-
träge aufbringen sollen, aber bereits seit einigen Jahren prak- t i o n i n Paris verlassen. 
t isch überall mehr oder weniger tief i n der Kreide stehen. Eine Die nachfolgende Aufstel lung gibt einen Überblick über die 
Änderung ihres Zahlungsverhaltens ist n icht abzusehen, und E n t w i c k l u n g der regulären Budgets der Organisationen des Sy-
die Gruppe der übrigen notorischen Spät- oder Nichtzahler stems der Vereinten Nationen einschließlich der auf die Bundes-
wächst, so daß sich die Kassensituation der Organisationen des republik Deutschland entfallenden Pflichtbeitragsanteile, über 
Systems der Vereinten Nationen vorerst n icht entspannen dürf- die f re iwi l l igen Leistungen zu den hauptsächlichen Program-
te. Finanzielle Notfal lplanungen werden i m m e r dringlicher. men und Hil fswerken der Weltorganisation sowie über die deut-
Die Vereinten Nationen (vgl. S.74f. dieser Ausgabe) und die sehen Beiträge i m Weltbankbereich. 
meisten Sonderorganisationen beschlossen 1989 turnusmäßig Z u den Zahlenangaben ist darauf hinzuweisen, daß die Soll-An-
ihre Haushalte für 1990/91, den nächsten Zweijahreszyklus. I m sätze des Bundeshaushalts und die Ist-Zahlen häufig voneinan-
Gegensatz zu 1987, als zu den Budgets der Organisationen der der abweichen. Für Zahlungen, die i n Fremdwährungen, vor al-
Vereinten Nat ionen bis auf wenige Ausnahmen noch Nein- lern i n US-Dollar (wie bei den Vereinten Nat ionen u n d verschie-
St immen und St immenthaltungen gezählt wurden, herrschte denen ihrer Sonderorganisationen sowie bei der Weltbank) oder 
i m vergangenen Jahr allerorten Einmütigkeit i n Haushaltsfra- i n Sonderziehungsrechten (wie bei der IDA) zu erbringen sind, 
gen. Die einzige Ausnahme bildete die Ernährungs- und Land- werden die DM-Soll-Ansätze i m Bundeshaushalt zu einem fest-
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO). I n Rom gelegten Umrechnungskurs veranschlagt. Die tatsächlich auf­
s t i m m t e n Australien, Großbritannien, Israel, Japan, Neusee- zuwendenden Beträge i n D M richten sich nach den jeweiligen 
land, Niederlande und USA m i t Nein ; Argentinien, Brasilien, Tageskursen, die bei ratenweiser Zahlung zusätzlich differieren 
Kanada, Polen und Schweiz enthielten sich der St imme. Daß da- können. I n Zei ten schwankender Wechselkurse können sich 
m i t etwa 56vH des Beitragsaufkommens das FAO-Budget 1990/ hierdurch beträchtliche Abweichungen ergeben. Bei den f r e i w i l -
91 n icht mitgetragen haben, ist alarmierend. l igen Leistungen i m Bereich der Vereinten Nationen verpflich-
Dieses Abstimmungsergebnis paßt n icht i n das Bi ld der Budget- tet sich die Bundesrepublik Deutschland i n D M , so daß die 
Einmütigkeit, das die Organisationen der Vereinten Nationen Wechselkursproblematik n icht entsteht. 

Verband der 
Vereinten Nationen 
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